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Bonn, den 20. Juli 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Empfehlung 137 der Versammlung der Westeuropä- 
ischen Union 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Kliesing (Honnef), 
Berkhan, Lenze (Attendorn), Blachstein und Genossen 
— Drucksache V/803 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit den 
Herren Bundesministern der Verteidigung und der Finanzen 
wie folgt: 


Unter Bezugnahme auf die Empfehlung 137 über den Stand 
der europäischen Sicherheit, Frankreich und die NATO, die 
von der Versammlung der Westeuropäischen Union am 16. Juni 
1966 angenommen wurde, 

fragen wir die Bundesregierung: 

Ist die Bundesregierung bereit, die Empfehlung 137 im Rat der 
Westeuropäischen Union zu unterstützen und namentlich 

1. sich der Anerkennung des Artikels V des geänderten Brüs- 
seler Vertrages von 1954 durch die sechs anderen Mitglieds- 
regierungen der WEU zu vergewissern, 

2. bei ihren Verhandlungen mit der französischen Regierung 
über die Stationierung französischer Truppen in der Bundes- 
republik den in der Empfehlung 137 enthaltenen Auffassun- 
gen der WEU- Versammlung Rechnung zu tragen? 


Die Bundesregierung hat mit Interesse die Empfehlung 137 der 
Versammlung der Westeuropäischen Union zur Kenntnis ge- 
nommen. Sie wird diese Empfehlung gemeinsam mit ihren WEU- 
Partnern im Rat der Westeuropäischen Union sorgfältig prüfen. 

Im Augenblick beschränkt sich die Bundesregierung auf folgen- 
de vorläufige Bemerkungen: 

1. Artikel V des revidierten Brüsseler Vertrages von 1954 
spricht die Verpflichtung aller WEU-Mitgliedstaaten aus, 
im Falle eines bewaffneten Angriffs auf ein Mitglied die- 
ses mit allen in ihrer Macht stehenden militärischen und 
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sonstigen Mitteln zu unterstützen. Die Geltung des Vertra- 
ges und damit auch der Beistandsverpflichtung nach Artikel 
V ist bisher von keinem Vertragsstaat in Frage gestellt 
worden. 

2. Gemäß den vom Ministerrat der NATO auf der Sitzung in 
Brüssel vom 7. bis 8. Juni d. J. gefaßten Beschlüssen wird 
die Frage der Aufgaben und Aufträge der französischen 
Truppen in Deutschland einschließlich ihrer Zusammenar- 
beit mit NATO-Streitkräften sowie der Regelungen für die 
Kommandostruktur zur Zeit im Ständigen Rat der NATO 
erörtert. Die Bundesregierung bemüht sich dabei, auf Ergeb- 
nisse hinzuwirken, die im Interesse der gesamten Allianz 
und des WEU-Bündnisses liegen. 


Schröder 
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